
130Fur das Nachschlagewerk1 ja
Fur die Fachpresse* Ja
Für die amtliche Sammlung’ Ja s, srp m
Gesetz BGB § 242 Ruhegehalt, § 242 Geschaftsgrundlage, § 528

Abs 1, §§ I960, 1961, 1967* Internationales Privatrecht, 
Arbeitsrecht, ZPO § 58 Internationale Zuständigkeit, Inter­
nationales Enteignungsrecht, ZPO §§ 287 325? 5öl, Bundes-
vertriebenengesetz §§ 1, 82 ff , AHKGes Nr 65 Art 5, 
Überleitungsvertrag Teil VI Art III Abs 5? Preuß Zwangs­
auf losungsVO [für Fideikommisse] vom 19 November 1920 - GS 
1920, 465 - § 22 Abs 5, Preuß Zwangsauflosungsgesetz [für 
Fideikommisse] vom 22 April 1930 - GS 1930, 1?6 - § 116 
Abs 1 , § 193 Abs 1, Reichsgesetz über das Erloschen der 
Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen 
vom 6 Juli 1938 - RGBl I, 825 - § 6 Abs 4

Leitsätze
1 In der Revisionsinstanz ist von Amts wegen und unabhängig davon, 

ob eine diesbezügliche Prozeßruge erhoben ist, zu prüfen, ob die 
internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte für Arbeits­
sachen gegeben ist

2 In arbeitsrech^lichen Streitigkeiten kann die internationale Zu­
ständigkeit durch Vereinbarung geregelt werden, soweit nicht im 
Einzelfall die Schutzbedurftigkeit des Arbeitnehmers den Vorrang 
vor der Vereinbarungsbefugnis der Prozeßparteien hat

3 Veremoarungen darüber, ob auf ein Arbeitsverhaltnis deutsches 
oder ausländisches materielles Recht anzuwenden ist, begegnen 
jedenfalls solange keinen Bedenken, wie das betreffende Arbeits- 
verhaltnis in einer sachlichen Beziehung zum Bereich des gewähl­
ten Rechts steht

4 Artikel 3 des Gesetzes Nr 6 3 der Alliierten Hohen Kommission 
31 August 1951 [AHKG 6 3 ] (ABI AHK 1107 = SaBl 1 9 5 1, 1055) 
nicht für den Fall der sogenannten gespaltenen Enteignung einer 
Forderung

5 Die Klagesperre aus Teil VI Art 3 Abs 3 des Gberleitungsverträ­
ges (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandene! 
Fragen [UbVj) vom 23 Oktober 195^ m  der Fassung der Bekannt­
machung vom 30 Marz 1955 (BGBl 1955, IX? 301, 405? 439 fl ) 
will nur diejenigen Personen vor Klagen schützen, die an solchen 
kriegs- oder nachkriegsbedingten konfiskatonsehen Maßnahmen be­
teiligt waren, die sich gegen Deutsche richteten, sei es, daß sie 
dabei handelnd oder verfugend mitgewirkt sei es, daß sie daraus 
etwas erworben haben

6 Sagt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer Hinterbliebenenversorgung 
m  der form einer Witwenversorgung zu, so ist das ein Vertrag 
zugunsten eines Dritten, und nach dem Tode des Arbeitnehmers
ist dessen Witwe aus dem Versorgungsversprechen nach § 328 Abs 1 
BGB berechtigt die zugesagte Versorgung vom Arbeitgeber zu ver­
langen (BAG 19, 100 [102, 103] = AP Nr 116 zu § 242 EGB Ruhege­
halt lzu T der Grunde])

2

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

2

Wer sieh als Erbe eines verstorbenen Arbeitgebers geriert, darf 
den Arbeitnehmer und Versorgungsberechtigten des Erblassers, 
die ihn daraufhin als Erben behandeln und für Verpflichtungen 
des früheren Arbeitgebers in Anspruch nehmen, nicht zumuten, 
besonders nachzuweisen, daß er Erbe sei

8 Der Arbeitgeber, der eine Versorgung durch eine rechtlich 
selbständige Versorgungseinrichtung (Unterstutzungskasse, 
Pensionskasse) verspricht, haftet regelmäßig für die so be­
gründeten Versorgungsansprüche des Arbeitnehmers nicht per­
sönlich, sondern genügt seiner Pflicht, wenn er dem Arbeit­
nehmer die Versorgungseinrichtung als Versorgungsschuldner 
verschafft hat

9 Sicherungsvertrage anläßlich der Auflösung von Fideikommissen 
sollten die Ansprüche, welche die Versorgungsberechtigten 
gegen den Lehnsbesitzer oder seine Rechtsnachfolger hatten, 
zusätzlich für den Fall absiehern, daß die persönliche Haf­
tung des demnächst in der Verfügung über sein Vermögen freien 
Lehnsbesitzers oder seines Nachfolgers nicht ausreiche und 
versage

10 Bei Vertriebenen ist mit der Vertreibung regelmäßig die 
Lebensgrundlage m  so weitgehendem Maße weggefallen, daß 
man bei ihnen mit einem Neubeginn in bezug auf sämtliche 
Lebensgewohnheiten rechnen kann

Aktenzeichen 3 AZR 212/69
Urteil des BAG vom 5 September 1972 LAG Düsseldorf
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2 AJZR 212/69
7 Sa 1 7 /6 7 Düsseldorf

Urteilstenor zugestellt 
am b September 1972
gez Sung.,
Regierungshauptsekretar 
alb Uricundsbeavnter 
der Cescnaftsstelle

Im Namen des Yokes!
UM

In Sachen

hat der Pn t t e  Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs 2 ZPO in der Sitzung vom £9 August 1972 durcn den Senats- 
prasidenten Professor Dr Stumpf9 die Bundes!ichterin Profes­
sorin Dr Rilger und den Bundesrichter Dr Gromnger sowie die 
Bunaesarbeiusnchter Dr Dr Schlick und Lichtenstein fur Recnt 
p> 1 armr

t Auf ö_e Revision des Beklagten wird das Urteil des 
Iandesarbeitsgenchfcs Düsseldorf vom £7 Februar 1969
- 7 Sa 17/67 - teilweise aufgehoben

II Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 15 Dezember 1966
- 2 Ca 2 2̂ 8 /6 5  - teilweise wie iolgt geändert una 
neu gefaßt
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1 Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin
12 864,—  DM (in Worten Zwölftausendachthundert­
und vierundsechzig Deutsche Mark) nebst 4 # Zinsen 
ab 1 April 1966 zu zahlen

2 Der Beklagte wird weiter verurteilt, an die Klägerin 
ab 1 Januar 1967 bis zum Tode der Klägerin ein 
monatliches Witwengeld m  Höhe von 804,—  DM (in 
Worten Achthundertundvier Deutsche Mark) zu zahlen, 
und zwar monatlich im voraus bis zum Fünften eines 
jeden Monats

3 Der Beklagte wird verurteilt, folgendem zuzustimmen 
Der Verein der Beamten-, Ruhegehalts-, Witwen- und 
Waisengeldempfanger des Thronlehns Fürstentum Sagan 
^Waldgut Herrschaft Sagan) e V in Munster darf 
über die AblosungsgutSchriften und Barbetrage, welche 
die Bundesschuldenverwaltung am 14 Oktober 1964 der 
Deutschen Bank AG, Filiale München, auf den Anmeldungs­
vorgang Nr 4014726 Morel nach dem Allgemeinen Kriegs­
folgengesetz zugeteilt hat, nebst den daraus sicn er­
gebenden Verzinsungen und sonstigen Renditen nach 
folgender Maßgabe verfügen Er darf aus den genannten 
Vermögenswerten der Klägerin das ihr ab 1 Septemoer 
l°b5 bis zu ihrem Tode zustehende Witwengeld in. Hohe 
\on 8o4,—  DM monatlich nebst 4 % Zinsen für die ao
1 September 1965 rückständigen Betrage zukommen 
lassen, soweit die genannten Vermögenswerte m e n t  
ausreichen, um neben dem Witwengeld der Klägerin 
solche Versorgungsanspruche zu erfüllen, die anderen 
\ eremsmitgliedem zustehen, dürfen die genannten 
Vermögenswerte nur, wie m  einem Konkurs, zu einer 
quotalen Befriedigung der Klägerin und der übrigen 
Versorgungsberechtigten verwendet werden

III Die Keimungen beider Parteien sowie die Revision aes
Beklagten werden im übrigen zuruckgewiesen

jV Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander auf­
gehoben

V o n  R e c h t s  w e g e n '

Tatbestand

1 Der im Jah e *940 \eistorbene Enemann der Klägerin, Kammel -
direktor Egbert v B , stand vor 1940 viele Jahr/ehnce im
Dienste der französischen Adelsfamilie Talleyremd-Pengord Dieser 
Fami \e geholte bis zun Kriegsende 1945 das preußische Ihronlehn
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- 3 - 130

Fürstentum Sagan (Waldguu Herrschaft Sagan), das der Ehemann 
de^ Klägerin als Kammerdirektor bis zu seinem Tode für die 
Familie Talleyrand-Ferigord verwaltete

Die Familie Talleyrand-Perigord hatte Herrn v B 
ein Ruhegeld in Hohe der Pension eines preußischen Regierungs­
präsidenten zugesagt Als Herr v B starb, er­
hielt die Klägerin das entsprechende Witwengeld Nach Kriegs- 
ence fiel das Thronlehn an die Volksrepublik Polen^ die es 
verstaatlichte Die Familie Talleyrand-Perigold zahlte an die 
Klägerin seit Kriegsende kein Witwengeld mehr

2 Im vorliegenden Rechtsstreit hat die Klägerin vom Beklag 
ten das Witwengeld eines Regierungspräsidenten ab 1 Januar 
1963 auf Lebenszeit verlangt Die Hohe des ihr zustehenden 
Witwengeldes hat sie nach nordrhein-westfälischem Beso]dungs­
iecht für den x Januar 1963 mit i 654,53 DM beziffert und 
hiervon ausgehend für die Tolgezeiten die Erhöhungen errechnet, 
die den seitherigen allgemeinen gesetzlichen Besoldungsernohun- 
gcn entsprechen

Der Beklagte ist der testamentarische Erbe des im Janre 
1952 verstorbenen Boson II Herzog von Talleyrand-Perigord 
und Herzog von valencay, des letzten Inhabers des Thronlehns, 
ei ist französischer Staatsangehöriger Er hat für den Verlust 
d 5-0 m  Polen belegenen Vermögenswerte, insbesondere des Thron­
lehns, auf Grund eines polnisch-französischen Abkommens uoer 
aie Entschädigung der von polnischen Nationallsierungsmaßnanmen 
betrogenen französischen Staatsbürger eine Entschädigung er 
halten, deren Hohe die Parteien streitig darstellen Nach der 
Behauptung der Klägerin ist der Beklagte für alle in Sagan er- 
l irdenen Ve-» lusre mit sechs Millionen Dollar entsenadigt v/or- 
aei der Beklagte hat demgegenüber behauptet, das verloren ge­
gangene Thron! ehn habe einen Wert von etwa 25 Millionen HM ge­
habt und dafür habe er nur eine teilweise, keinesfalls eine 
\olle Entschädigung erhalten Daß er 4,5 Millionen neue fran-
zosiscne Franken als Entschädigung erhalten nat, ist unstrei­
tig

Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, der Beklagce müsse 
-hi aas verlangte Witx/engeld deshalb zahlen, weil er als Eroe
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fur die entsprechenden Verbindlichkeiten des letzten Inhabers 
des Thronlehns emzustehen habe

5 Der Beklagte hat eine Haftung abgelehnt Er hat geltend ge 
macht, mit Kriegsende, spätestens mit der Nationalisierung des 
Thronlehns durch die Volksrepublik Polen, seien alle Versorgungs- 
anspruche von Deutschen gegen den letzten Inhaber des Thronlehns 
erloschen, so daß er auch als Erbe nichts der Klägerin schulde 
Er schulde auch nicht nach den Regeln über die Haftung bei emei 
Vermogensubernabme, denn die Entschädigung, die er erhalten haoe, 
gleiche seine in Sagan eilittenen Verluste bei weitem nicht aus 
außerdem brauche er als französischer Staatsangehöriger für Kriegs- 
iolgen, die die Klägerin treffen, nicht emzustehen

Allenfalls, so hat der Beklagte geltend gemacht, beschranke 
sich seine Haftung auf das Vermögen aus dem Ponds, der vor Kriegs­
ende zu1" Sicherstellung von Versorgungsansprüchen gegen die ^a- 
miiie Taliey^and-Perigord gebildet worden sei und von dem T e n e  
bei Kilegsende m  die Bundesrepub]lk verbracht worden seien Mit 
diesem Tondsvermögen verhalt es sich im einzelnen wie folgt

Im Jahre 1914 wurde m  Ausführung eines sogenannten Familien-
Schlusses vom 24 September 1908 / 15 Februar 1909 eine Pensions-
Satzung für die Herzoglich Sagan sehen Beamten und deren Fmter-
b 1 ebene e1 lassen und eine entsprechende von der Hauptrentkas&e
Sagan mitverwaltete Pensionskasse gegründet, deren Mittel im
wesentlichen durch Zuführung von seiten des lehnsherrn ba& zum
voigesehenen Hochstbetrag von 500 000,— - Mark aufzubrmgen waren.nach

4ls m  der Jahren/1955 mit der Auflösung des Thromenns auf 
Giund der damaligen Gesetzgebung gerechnet werden mußte, furente- 
ten d e ruhegeadbeiecht] gten Arbeitnehmer des Trronlenns für den 
Fall exer Lehnsauf_osung, daß die Durch&eczung ihrer Runegetd- 
ansoiuche künftig Schaden nehmen konnte Aus diesem Anlaß wu-"de 
im Jahre 1055 der emgetxagene Verein der Beamten, Ruhe gen a± l,s~, 
Witwen- una Waisengeldempfanger des Thronlehns Fürstentum Sagan 
\Waldgut Herrschaft Sagan) in Sagan [künftig Beamtenve^ein1 mic 
dem sat/ungsmaßigen Zweck gegründet, die Genalts- oder Ruhegeld- 
anspruche seiner Mitglieder gegen den jeweiligen Lehnsoesitzer 
zu \erwirkxichen Zu diesem Zweck waren notfalls die dem einzelnen 
MilgMeci zustehenaen Anspruche an den Verein fiduzxar sen ao/u-
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treten Im Zuge der Auflösung des Thronlehns auf Grund der 
damaligen Gesetzgebung wurde eine erhöhte Sicherung der An­
sprüche der versorgungsberechtigten Arbeitnehmer des Thron- 
lehns gesetzlich gefordert Deshalb schloß der letzte Inhaber 
des Ihronlehns, Herzog Boson II * mit dem Beamtenverein am
3 November 1936 in notarieller Form einen Vertrag, worin er 
sich verpflichtete, das Vermögen der Pensionskasse auf 1,5 
Mill Goldmark aufzustocken und den Wertpapierbestand auf rund 
b50 000,—  RM zu erhöhen Diese Verpflichtung wurde überwie­
gend durch die Übereignung von Grundstücken und durch die Ver- 
piandung von Weitpapieren erfüllt

Im Sommer 1944 hatte der vom Verein verwa3 tete Pensions 
fonds ein Vermögen von rund 1 600 000,—  RM

Von dem Wertpapiervermogen hat der Rentmeister des Lehns 
bei Kriegsende Reichstitel im Nominalwert von 343 000,—  RM 
m  die Bundesrepublik verbracht Nach geschehener Anmeldung 
d„ese^ Werte hat die Bundes schulden Verwaltung auf Gi-und der 
Vorschriften des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes am 14 Okto­
ber 190^ eine Cutschrift von 34 500,— ■ DM als Abiosungsschuld 
ima einen Barbetrag von 12 424,14 DM nebst 4 % Zinsen ab 1 
Aptil 1955 und einen Spitzenbetrag zugeteilt Nach dem unan 
fechtbar abgeschlossenen Ablosungsverfahren der Bundesschulden 
Verwaltung können Uber diese Ablosungswerte, die von der F3 
] i al e München der Deutschen Bank AG verwaltet werden, der Be 
klagte und der Beamtenverein gemeinsam verfugen, die Bundes 
Schuldenverwaltung hat es ihnen Uberlassen, wie sie sien über 
die Verwendung der Ablosungswerte einigen Der Beamcenverein 
hat 1958 seinen Sitz von Sagan nach Münster verlegt, ihm ge­
hoben eine Reihe von Mitgliedern an, die Ansprüche darauf er­
heben, aus den Ablosungswerten die Altersversorgung zu er­
halten, die ihnen von dem Inhaber des Thronlehns Sagan zuge 
sagt war und die sie wegen des Kriegsausganges nicht dzw nicht 
meh'n erhielten

4 Das Arbeitsgericht und ihm folgend das Landesarbelts
ge1-cht haben der Klägerin einen lebenslänglichen monatllenen 
Rentenanspruch in Hohe von 804,—  DM ab dem 1 janua^ 1963

/*■- D
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zuerkannt und weltergehende Zahlungbanspruche der Klägerin abge- 
wiesen Dieser Betrag ist nach den im Verhältnis 1 I umgestell­
ten Bezügen berechnet, die die Klägerin bis zum Kriegsende in 
Sagan bezogen hat Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, das 
zwischen den Parteien bestehende SchuldVerhältnis weise keinerlei 
Beziehungen zu einem m  der Bundesrepublik errichteten Nachfolge­
staat des ersatzlos weggefallenen Landes Preußen auf, daher könne 
die Klagenn nicht an das heute in Nordrhein-Westfalen geltende 
Besoldungsiecht anknupfen und ihre Ansprüche der Hohe nach m e n t  
m  Anlehnung an die Ruhegeldbezuge eines Regierungspräsidenten 
m  diesem Bundesland berechnen

Cegen dieses Urteil hat nur der Beklagte Revision eingelegt, 
int der er das Ziel der völligen Klageabweisung weiterverfolgt

Entscheidungsgründe 

A_ Zur Zuiassjgkeit der Klage

I Die Vor_nstanzen sind ohne weiteres von der internationalen 
Zuständigkeit der deutschen Gerichte für Arbeitssachen ausge­
gangen Obwohl keine der Parteien sich gegen diese Annahme ge­
wandt hat, ist noch in der RevisionsInstanz von Amts wegen und 
unabhangjg davon, ob eine diesbezügliche Prozeßrüge erhoben worden 
ist, zi prüfen, ob die internationale Zuständigkeit der deutschen 
Gelachte fu Arbeitssachen gegeben ist (vgl BGH AP Nr 1 zu § 58 
ZPO Internationale Zuständigkeit [zu I 1 der Grunde], Stein-Jonas- 
Poh^e, ZPO, 19 Aull , Anm V 3 vor § 12 ZPO)

Die internationale Zuständigkeit der deutschen Gemente für 
Arbeitssachen is'- zu bejahen Die Parteien haben die Zuständigkeit 
des Arbe-tsgerichts Düsseldorf für den vorliegenden Rechtsstreit 
vereinbart D a n n  liegt nicht nur eine Vereinbarung über die ört­
liche Zuständigkeit, sondern darüber hinaus eine VeremDarung 
naiubei, daß für den Streit der Parteien die deutsche Gencnts- 
baike.i.t ubeihaupt zuständig sein sowie gleichzeitig deutsenes ma­
terielles Recht gelten sollen Daß dies auch der Sinn der Verein­
barung war, ergibt sich aus dem Anlaß des Streits der Parteien und 
aus den gesamten Umstanden Xm Streit sind Versorgungsansprucnc
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und damit arbeitsrechtliehe Ansprüche der Klägerin, die sie 
o.ls Deutsche daraus herleitet, daß ihr Ehemann im Bereich des 
Deutscnen "Reiches vor dem Zusammenbruch in einem nach deutschem 
Recht zu beurteilenden Arbeitsverhalfcnis zu den Rechtsvorgän­
gern des Beklagten gestanden habe, die, wie der Beklagte, sämt­
lich französische Staatsangehörige waren und die sich vorwie­
gend _n Frankreich aufhielten, wo der Beklagte, jedenfalls seit 
dem Zusammenbruch, ebenfalls seinen ständigen Wohnsitz hat Es 
liegt somit ein StreitVerhältnis vor, das - jedenfalls heute - 
Auslandsberuhrung zu Frankreich und zur Volksrepublik Polen 
aufweist und bei dem nicht eindeutig ist, welche nationale Ge- 
l-chtsbarkeit für die Streitigkeit zwischen den Parteien zu­
ständig ist Wenn unter diesen Umstanden die Parteien für die 
Austragung ihres Streites sich auf die Zuständigkeit des Ar­
beitsgerichts Düsseldorf einigten und in der Folge die Zustän­
digkeit der deutschen Gerichtsbarkeit und auch die Anwendung 
deutschen Rechts nicht mehr in Trage stellten, so bedeutet das 
e-fkennbar für die Prozeßbeteiligten und die angegangenen Ge- 
l ichte, daß die Parteien damit die deutsche Gerichtsbarkeit 
und die Anwendung deutschen Rechts vereinbart haben

Gegen die Zulässigkeit einer solchen Vereinbarung bestehen 
keine Bedenken Es ist m  arbeitsrechtlichen Streitigkeiten 
zulässig, die internationale Zuständigkeit durch Vereinbarung 
zu regeln, soweit nicht im Einzelfall die Schutzbedurftigkeit 
des Arbeitnehmers den Vorrang vor der Vereinbarungsbefugnis 
der Prozeßparteien hat (BAG 19» Xb4 [170, 1711 = AP Nr 1 /u 
§ 75 b RGB [zu II der Grunde1, BAG 22, 410 [41] ff = AP Nr 4 
zu § 38 7po Internationale Zuständigkeit [zu I der Grunde1 mit 
Anm von Lorenz und zahlreichen Nachweisen) Die Schutzoedurf- 
rigkeit der Klägerin, die ihre Rechte aus einem Arbextsvernalt- 
nis ihres Mannes herleitet, ist durch die Vereinbarung der 
deutschen Gerichtsbarkeit nicht gefährdet, vielmehr nat der 
Bel lagte ihr gerade dadurch Rechnung getragen, daß er der Zu­
ständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit zustimmte

Daß Vereinbarungen darüber getroffen werden «connen, v/el™ 
ches materielle Recht auf ein Arbeitsverhaltms anwendoar ist.

- 8 -
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begegnet ebenfalls solange keinen Bedenken, wie das betreffende 
ArbeitsVerhältnis m  einer sachlichen Beziehung zum Bereich des 
gewarnten Rechts steht (vgl BAG 16, 215 [221, 222] = AP Mr 9 
zu Internat Privatrecht, Arbeitsrecht [zu 1 der Grunde1 mit 
zustimmender Anm von Gamillseheg und weiteren Nachweisen) Das 
trifft im vorliegenden Pall zu

II Die Vorinstanzen haben nicht geprüft, ob Artikel 5 des Ge­
setzes Nr t>3 der Alliierten Hohen Kommission vom 31 August 1951 
[AHKG 6 3 ] (ABI AHK 110? = SaBl 1951, 1055) der Zulässigkeit 
der I läge entgegensteht Diese Prüfung hat von Amts wegen m  je­
der Lage des Verfahrens zu erfolgen Nach Art 3 AHKG 63 sind 
Klagen unzulässig, die sich auf die Übertragung, Liquidierung 
oder Übergabe unter dieses Gesetz fallender Vermogensgegenstande 
gründen oder beziehen Man konnte daran denken, die polniscne 
oder französische Kriegs- und Nachkriegsgesetzgebung über aie 
Beschlagnahme, Enteignung und Verstaatlichung deutschen Vermögen., 
habe auch die Versorgungsforderung der Klägerin erfaßt und zurr 
Li loschen gebracht und sie damit im Sinne des Art 3 AHKG 63 
liquidiert und deohalb seien Klagen, die solche liquidierte Kor­
delungen betreffen, unzulässig Eine solche Annahme scheide in­
dessen aus

Eine dahingehende polnische oder französische Geset/geoung 
kann Forderungen nur insoweit enteignen und damit liquidieren, 
wie die Gesetzgebung wirkt, eine Enteignungsgesetzgebung wirrt 
una gilt aber dort nicht mehr, wo ihr territorialer Geltungs­
bereich aufhort [Temtorialitatsprinzip] Deshalb ist die For­
derung eines m  der Bundesrepublik lebenden Deutschen der Ent­
eignung durch einen anderen Staat insoweit entzogen, wie die 
nemde Enteignungsgesetzgebung nicht gilt Wenn also der im ent­
eignenden Schuldnerland (hier Polen oder Fiankreich} ente^gnete 
aeuLschc Glauoiger (hier die Klägerin) m  der Bundesrepublik 
wohnt und außerhalb des Schuldnerlandes einen weiteren Schuldner 
hat oaer außerhalb des enteignenden Schuldnerlandes eine Hal­
tende Vermogensmasse vorfindet, ist insoweit die Forderung n_cnt 
enteignet (BAG AP Nr 2 zu Internat Prxvatrecnt, Artaeitsrecnt 
[zu II der Grunde1 mit insoweit zustimmender Anmerkung von Ecit/ke,

- 9
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BCrHZ 5 35 [38], BGHZ 2?, 333 [336], BGH NJW 1952, 420, vgl
auch Kegel in Soergel-Siebert, BGB, 10 Aufl , Vo-Mcem 537 bis 
543 vor Art 7 EGBGB, derselbe in Probleme des internationaler 
Enteignungs- und Wahrungsrechts, 1956 [Heft 40 der Arbeits­
gemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Geisteswissenschaften], S 17 ff , Palandt- Lauterbaeh, BCB,
3i Aul1 , Vorbem 14 g vor Art 7 EGBCB, Raape, Internatio­
nales Privatrecht, 5 Aufl , § 67 I S 6f4 ff ) Nur ein sol­
cher Fall der sogenannten gespaltenen Enteignung einer Forde­
rung ist aber hier im Streit, weil die m  der Bundesrepublik 
wohnende Klageiin eine Forderung gegen einen Schuldner geltend 
macht, die mnernalb der Bundesrepublik von einer etwaigen 
Enteignungsgesetzgebung Polens oder Frankreichs nicht erfaßt, 
sein kann, die Klägerin findet auch in der Bundesrepublik eine 
ihr haftende Vermogensmasse vor, nämlich die Rechte, die dem 
Beklagten an den Ablosungswerten 2ustehen, die die Bundes­
schuldenverwaltung zugeteilt hat Für einen solchen Fall gilt 
die Klagesperrc des Art 3 AHKG 63 deshalb nicht, weil msowe it 
keine Lnctuidationsmaßnahme im Sinne von Art ^ AHKG 63 vor- 
liegt {vgl BAG AP Nr £ zu Internat Privatrecht, Ameitsrecht 
[zu II der Grunde])

111 Aus ähnlichen Gründen, wie soeben zu A II erörtert, greift 
auch die ebenfalls von Amts wegen m  jeder Lage des Verfahrens 
zu ^rufende Klagesperre aus Teil VI Art 3 Abs ^ des über­
lei t  igs Vertrages (Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen [UbVl) vom 23 Oktober 1954 an der Fassung 
aci Bel anntmachung vom 30 Marz 1955 (BGBl 1955» II» 301, 405» 
43Q f , nicht ein Sie verbietet Klagen gegen solche Personen, 
cnc auf Grund der m  Abs 1 und Abs 2 dieses Artikels nahen 
bezeichneten ’triegs- und nachknegsbedingten konfiskatonschen 
Maßnahmen, die sich gegen deutsches Auslandsvermögen oder son­
stiges Vermögen richteten, ’’Eigentum erworben oder übertragen 
haben, sovnc Ansprüche und Klagen gegen internationale Organi­
s t  oren, ausländische Regierungen oder Personen, die aut An­
weisung dieser Organisationen oder Regierungen gehandelt haoen" 

\orschnft will die Personen vor Klagen senützen, die an
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solchen 1 1 regs- oder nachkriegsbedmgten lconfiskatorisehen Maß­
nahmen beteiligt waren, die sich gegen Deutsche richteten, sei 
es, daß sie dabei handelnd oder verfugend mitgewirkt, sei es, 
daß sie daraus etwas erworben haben (vgl BGH LM Mr 19 zu Uber- 
leitungsveitrag, dazu ferner umfassend Kegel bei Soergel-Sjebert, 
aaO, Vorbem 604 ff vor Art 7 EGBGB mit vielen Nachweisen)

Zu diesem voi Klagen geschützten Personenkreis gehört der 
Beklagte nicht Er hat nicht an konfiskatorischen Maßnahmen 
gegen deutsches Vermögen - handelnd oder verfugend - mitgewirko 
oder aus den Konfiskationen etwas erworben, er ist im Gegenteil 
als französischer ^Staatsangehöriger von den polnischen Konfis- 
katjons- und Verstaatlichungsmaßnahmen im Grunde ähnlich be- 
t offen wie deutsche Staatsangehörige, weil die polnische Ge­
setzgebung ihm das ehemalige Thronlehn genommen hat Er unter­
scheidet sich von den m  ähnlicher Weise enteigneten Deutscnen 
c aaurch daß die polnische und französische Gesetzgebung inm 
daTur a-s Ausgleich eine - m  der Hohe streitige - Entscnadigung 
au ch den fi anzos rschen Staat gewahren Diese Entschädigung ist; 
keine Gegenleistung für die Enteignung und Konfiskation deutscnen 
Vermögens sie ist auch kein Erwerb deutschen Vermögens DesnaJ d 
greift der Schutz des UbV zugunsten des Beklagten m e n t  ein und 
Ci _st aeshalb nicht davor bewahrt, daß ihn in der Bundesrepudjik 
d ie Gläubiger seiner Rechtsvorganger in Anspruch nehmen können

B„ lur materiellen Rechtslage

1 Das Landesaibeitsgencht hat angenommen, die Klägerin könne 
die mit der Klage verfolgte Altersversorgung im eigenen Namen 
deshalb geltend machen, weil ihr diese Forderung aus dom Ve^sox- 
gu lgsvcr-opi echen zustehe, das die Rechtsvorganger des Beklagte-'1 
aem j hema m  de Klägerin erteilt haben Das laßt einen Recnts- 
tiitum n-cht erkennen Sagt ein Arbeitgeber einem Anbeitnenmer 
HiutoibLiebencnversorgung m  der Form einer WitwenVersorgung /u, 
so ist aas e m  Vortrag zugunsten eines Dritten, und nacn dem Tode 
oes Arbeitnehmers ist dessen Witwe aus dem Versorgungsveisprecnen 
nach V2S Abs J BCB berechtigt, die zugesagte Versorgung /orn 
Ai be igeber zu ■, er langen (BAG J9 100 [ 1 0 2 ,  1 0 V  = AP Nc 116 / u 
A 2*12 FiB RuhegohaiL [su I der Grunde))

i
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Zu Unrecht stellt die Revision die Glaubigeretellung und 

damit die Anspruchsberechtigung der Klägerin mit der Begründung 
n Frage, daß nicht s^e, sondern nur der Beamtenvercm zur Gel­
tendmachung der Witwengeldanspruche berechtigt sei Nach § 1 
Nr 1 Abs 1 der Vercmssatzung sind ziirar die Mitglieder be­
rechtigt, diesen mit der Geltendmachung ihrer Ansprüche zu be- 
tiaucn, s_e müssen ihre Ansprüche fiduziarisch an den Jer e m  
abtreten, soweit dieser sie benötigte, um die für die Ve^sor- 
gungsanspruche bestellten Sicherungsrechte zu realisieren

Diese Vereinssatzung regelt jedoch nur mitgliedschafto- 
aechtliche und damit nur schuldreehtliehe Pflichten, die sich 
im Veihaltms zv/ischen dem Bcamtenverein und seinen Mitgliedern 
ergeben Solange das einzelne Mitglied seinen Versorgungs- 
anspruch an den Verein nicht abgetreten hat, bleibt es - gleich­
gültig oh es damit satzungsgerecht oder safczungswidng handelt - 
Gläubiger des Versorgungsanspruchs ebenso wie m  dem Fall, daß 
der Verein eine ihm abgetretene Forderung dem Mitgl ed wieder 
7iyuckuber^ragt

Daß die Klägerin dem Verein ihre im vorliegenden Recnts- 
stieit streitigen Versorgungsansprucne abgetreten haoe, hat 
das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt Da hiergegen keine 
Revisionsruge erhoben ist, muß die Fevisionsmstanz davon aus­
gehen, aaß die streitige Forderung an den Verein nicht aoge- 
t eron worden und die Klägerin nach wie vor deren GJauoigerrn 
geblieben ist (§ 561 Abs 1 ZPO)

II 1 Der Beklagte stellt seine Haftung für die Forderung der 
Klage ±n mit der Begründung in Frage, daß noch nicht endgültig 
lestsiehe, ob er Erbe des letzten Inhabers von Sagan sex oder 
nLchi S e m  Erbe werde ihm von der Gräfin de Pourtales geoorene 
Prinzessin Talleyrand-Perigord m  zwei vor Granzosiscnen Ce* 
iichren annangigen Prozessen streitig gemacht, m  denen es u a 
um die Pi age gehe, ob die Entschädigung fui die von Polen m  
ba&an vorgenommenen Nationaiisierungsmaßnahmen dem Beklagten 
odei dei Gräfin de Pourtales zustehe Bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung über diese beiden Klagen sei die passivlegiti- 
mation des Beklagten für den vorliegend streitigen Ansp^ucn der
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Kxagenn zu verneinen, es müsse ein Wachlaßpfleger nach § i960 
BGB bestelLt werden an den sich die Klagenn halten müsse

Das Landesarbeitsgericht ist dieser Verteidigung des Be­
klagten zu Recht nicht gefolgt Im einzelnen gilt folgendes

2 Der CassatLonshof m  Paris hat m  einem Rechtsstreit zwi­
schen der Gräfin de Fon a^es und dem Beklagten rechtskräftig 
festgestellr, daß der Beklagte der rechtmäßige Erbe des Herzogs 
Boson II ist Uern auch das Urten des Cassationshofes nacn

"525 7PO keine Rechtskraftwmkungen für die Parteien des vor­
liegenden Rechtsstreits hat-, so kommt ihm dennoch für die Recncs- 
fmdung im vorliegenden Rechtsstreit eine große Bedeutung zu 
Del BekJagte hat keinen Grund vorgetragen, wonach die Entscnci- 
dung des Cassationshofs unwichtig und der Beklagte nicht Eroe 
sein könne Er hat auch nicht der Annahme des Arbcitsgericnts 
widersprochen die jetzt noch vor französischen Gerichten gegen 
ihn von doi G^afjn de Pom tales angestrengten Prozesse oezogen 
sich nicht auf die Frage, inwieweit er ErDe von Herzog Boson II 
sei, sondern nur auf die davon zu unterscheidende Frage, inwie­
weit er, gerade weil er testamentarischer Eibe sei, den gesetz­
lichen Erben noch etwas schulde

Hinzu kommt folgendes Der Beklagte selbst tritt gegenüoer 
dem 11 anzosischen und polnischen fataat wegen der Entscnadigung, 
die er wegen der Enteignung des Thronlehns beansprucht, und aucn 
gegenüber der BundesschujdenVerwaltung wegen der von dieser an­
erkannten Ablosungswerte als Erbe von Herzog Boson II auf

3 Urrer diesen Umstanden muß nach allen dem Senat mog jener 
reetüj ichen Überlegungen der Beklagte als Erbe von Herzog Bosor IT 
gelten, zum mindesten muß er sich nach seinem Gesamt/ema1 ten aus 
Gründen aes Verkehrs- und Vertrauensschutzes als der Eroe und 
Rechtsnachfolger von Herzog Boson II im Verhältnis zu dessen 
Arbeitnehmern und Versorgungsberechtjgien behandeln Jassen Denn 
wei sich so ernsthaft und so nachdrucäf Lieh, wie de-" Bemidg^e das 
getan hat und noch tut, ais Fibe eines verstorbenen Aroejtgene
ge rert, da f den Arbej tnehmernjund Verso^gungsbe ̂ eent igten des 
Ei blasse is, d'e ihn daraufhin aJs Er oen behändem und für </cr- 
pilichiungen des früheren Arbeitgebers m  Ansprucn nehmen, rucn 
zumuten, besonders nachzuweisen, daß er Erbe sei
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4 Es bedarf daher, entgegen der Ansicht der Revision* auch 
nicht: der Bestellung eines Nachlaßpflegers nach § i960 BGB 
Bern wenn der Beklagte Erbe von Herzog Boson XI ist oder sich 
ais solcher behandeln lassen muß* besteht weder für die Siche­
rung des Nachlasses durch einen Pfleger ein Bedürfnis,noch ist 
der Eibe unbekannt* so daß für einen Nachlaßpfleger im Sinne

III 1 Das Landesarbejtsgericht hat angenommen, für die Ver- 
sorgungsanspruche der Klägerin habe zuletzt Herzog Boson IT 
persönlich gehaftet und der Beklagte als dessen Erbe hafte 
daher nach § 1967 BGB dafür ebenfalls person]ich

gungsanspruch der Klagerin habe der Inhaber des Thron]ehns 
nicht urbeschrankt gehaftet, vielmehr sei seine Haftung auf 
das Lehn und den ^ensionsfonds beschrankt gewesen, dementspre­
chend sei nach der Enteignung des Lehns die Haftung des Be­
klagten auf die Reste des Pensionsfonds beschrankt D^ese An- 
s_cht der Revision ist nicht richtig
3 Es trifft zwar zu, daß der Arbeitgeber, der eine Versor­
gung durch eine rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung 
(Un+eistutzungskasse, Pensionskasse) verspricht, regelmäßig 
fu" aie so begründeten Versorgungsansprüche des Arbeitnehmers 
n_chi oersonlich haftet, sondern seiner Pflicnt genügt, wenn 
et aem Ai b e Ltnehmer die Versorgungseinrichtung als Versorgungen 
Schuldner verschafft hat (vgl Urteil des Senats vom 12 Fe- 
brua ±971 - 3 AZR 83/70 - AP Nr 3 zu § 242 BGB Ruhegehalt - 
Untei stut zungskassen [zu 3 der Grunde] mit weiteren Nachv/cjsen 
aus ae*7 ständigen Rechtsprechung des BundesarbeLtsgerichts)
Eo ist aber nicht: festzustellen, daß die Haftung der Pecnts- 
vorgangoi aes Beklagten m  veigleichbarer Weise beschrankt ge­
wesen sei Im einzelnen gilt folgendes

a) M j.1 ihier Ansicht, daß für den Versorgungsanspruäh der 
Klagei m  nur das Lehn und der Pensionsfonds hafte, stellt die 
Revision Oo. lensichtl ich darauf ab, daß bei TamiJ j engutc zu 
denen auch aas Thronlehn Sagan gehörte, zwischen Familiengut- 
-ichulden una Xlloascnuiden unterschieden wurde Die ersteren

Raum ist

2 Die Revision macht demgegenüber geltend, für den Versor-
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waien Schulden des Familienguts, somit Schulden eines Sonder- 
Vermögens, die letzteren betrafen die sonstigen Schulden des 
Pamil:enguutnbabers, für die er mit seinem sonstigen nicht zum 
Fanuiiengut gehörigen Vermögen haftete (vgl § 102 des preuß 
Zwangsauflosungs-Gesetzes vom 22 April 1930 - GS 1930j 136 
Seelmann-Klassei, Das Recht dei PamiLienfideikommisse und an- 
deion FamilLengutern, Ber] m ,  jl920, S 177 f > Seelmann-^ggebei t , 
Tamiliongutergesetz vom 22 April 1930^ Berlin, 1931  ̂ S 166, 
Kiassci-Koehlerj Die Zwangsauflosung der Familienfideikommisse 
Li stei Ten, 1932,, 3 104 ff , Koehler-Hememann, Das Erloschen
de fenilienf deikomnusse, S 72 ff )

b) Es kann dah nstehen, ob die Versorgungszusage, als sie dem 
Ehcmai n der Fiagenn erteilt wurde, zunächst eine Familiengut- 
schuld oder e_ne Allodschuld oder beides zugleich war Denn sie 
ist jedenfalls zu einer persönlichen Verpflichtung des Herzog 
Boson II geworden, als dieser am 3 November 1936 mit dem Ee- 
amuen'vci’Qj.n den notariellen Veitrag schloß

c) Dieser Ver m. ag bezweckte, die Versorgungsbereehtigten vor 
cion Geiahren zu schürzen, die ihnen drohten, wenn das ihronlehn 
amgelost wurde Wahrend vorher dei Lehnsinhaber über das zum 
Lehn genoiige Vermögen nur m  ganz beschranktem bmfange /erfugen 
konnte, wuide mit der Auflösung des Lehns das Lehnsvermögen freies 
Vermögen aes lehnsInhabers, das keinen besonderen Verfugungs- 
beschj riiitfungen mehr unterlag und über das er genauso verfugen 
Konnte wie jener andere Vermögens Inhaber über sein Vermögen 
Einen bn^ej schied zwischen Tamilienguter- und Aliodschulden gao
cs /an bestimmten Ausnahmen abgesehen - dann nicht mehr (FgJ 
$ Qi \bs j. aes preuß Zwangsauflosungsgesetzes vom 22 April 
°^ 0 - GL 19^0, 136 vgl zum Ganzen auch Koehler-Hememann, aaQ,
 ̂ 12 EidF J Anm E S 250 ff 1

Dic-e übcifuhiung vom nehnsvermögen m  freies Vermögen und 
dessen HaitimQ für ailo Schulden des Xnnabers konnte für die Ver- 
soigungsberechtigten d m  Gefahr begiunden, daß der m  der ler- 
lugung u b m  s o m  Lehnsier nogen fce_ gewordene Lennsinhabex uoer 
s e m  Veimögen ve) fugte und sich danut außerstande setzte, seine 
1 Oi so gingst)f lichten zu erfuj len Deshalb sah die Gesoczgeoung
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über die Auflösung von Familiengutern seit jeher vor, daß die 
Aufiosungsbehorde die Arbeitnehmer und Versorgungsberechtigten 
vorher sichern könne, ehe das Familiengut durch Erteilung des 
Auf„osungssehernes endgültig aufgelost und freies Vermögen wur­
de (vgj § 22 Abs 5 der preuß Verordnung über die Zwangs- 
auflasung der Familiengüter und Hausvermogen [Zivangsaufl VO] 
vom 19 November 1920 - GS 1920, 463, § 116 Abs 1 des die 
/wangsaufl VO ablosenden Preußischen Zwangsauf] osungsgesetzes 
vom 22 Api ll 1950 - GS 1930, ljS6, § 6 Abs 4 des Reichsgcsetzes 
über das Erloschen der Familienfideikommisse und sonstiger ge­
bundener Vermögen vom 6 Juli 1938 - RGBl I, 825 vgl auch 
R4C ARS 3 2, 248 [255])

d) Der Vertrag vom 3 November 1936 war somit ein Sicherungs- 
ve r.ti ag, der nicht von einer künftigen beschrankten Haftung des 
bisherigen Lehnsinhabers und von einer bloßen Haftung des Pen 
sionsfonds ausging, sondern gerade im Gegenteil von der unbe 
scluankten Haftung des Lehnsinhabers, die zudem noch der Ab 
Sicherung bedürfe Das kommt in dem Vertrag auch ausdruckULcn 
zum Ausdruck, denn m  § 2 Abs 1 des Vertrages ist ausdruckjich 
von den Verpflichtungen des nehnsbesitzers und seiner Rechfcs- 
nachiolger gegenüber den Versorgungsberechtigten die Rede, und 
ae> jesamtsinn des Vertrages ist, die Ansprüche, weiche die Ver- 
sorpungsbe^echtigten gegen den damaligen Lehnsbesitzer oder 
seine Rechtsnachfolger hatten, zusätzlich für den Fall aüzu- 
sidlern, aaß die persönliche Haftung des demnächst in der Ver­
fügung ube'” sein Vermögen freien Lehnsbesitzers oder seines 
Na hfolgeis nicht ausreiche und versage Da der Ehemann de^ 
Klägerin bei dem Abschluß des Vertrages vom 3 Novemoer -936 
als Vertreter des BeamtenVereins auftrat, muß angenommen werden, 
oaß e* ebenso wie die anderen durch den Beamtenverein reprasen- 
M  eiten Versoj.gungsbereehtigten für den Vertreter des Herzogs 
Boson II erkennbar für die Zukunft eine person]lehe Versorgung^- 
loiaerung gegen Herzog Boson II erhalten sollte und ernalten 
hat, ciie ebenso abgesichert war, wie das der Vertrag vom 3 No­
vember 193t) fur ciie übrigen Verso^gungsberechtigten vorsah

4 Nach allem ergibt sich, daß sich der Versorgungsansprucn 
des Ehemannes der Klägerin und damit auch der Versorgungs-
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anspruch de-*’ Klägerin gegen Herzog Boson II person] ich und dessen 
Rechtsnachfolge! richtete und damit gemäß § 1967 BGB auch gegen 
den Beklagten riehtet, und daß für den Versorgungsanspruch nicht 
nur eine beschrankte Vermcgensmasse vorgesehen var

IV 1 Gegenüber der auch vom nandesarbeitsgericht angenommenen 
persönlich inbeschrankten Haftung des Beklagten hat die Revision 
geiterd gemacht., mit der Nationalisierung des Lohns Sagan durch 
Polen sei die Geschaftsgrundlage für die vorher erteilten Versor­
gungszusagen weggefallen Bei der damit gebotenen Bilugkeits- 
eiwagung, ob und inwieweit der Beklagte dennoch weiterhafte, scun- 
den seinci Haftung zwei Umstande besonders entgegen 7um einen 
spreche gegen seine Haftung, daß e^ für das Lehn, das einen Wert 
\on mehi als 25 Millionen RM gehabt habe, nur geringfügig enc- 
schaaigt worden sei, zum anderen sei es nicht gerecht, daß er als 
tranzosischcr Staatsangehöriger im Ergebnis für Auswirkungen des 
Kriegsausganges in Anspruch genommen werde, diese Kriegsfolgen 
zi regeln sei Aufgabe der Deutscher und damit der Bundesreouo] ik

2 An diesem Argumentation der Revision ist richtig, daß s^cn 
im t dem Ausgang des Krieges und den Tolgen, die sich daraus -°ur 
das ehema]ige ILnonlehn ergeben haben, für die bei Kriegsausgang 
bestehenden Versorgungsanspruche die bis dahin gegebene Gescnafcs- 
grunalage wesentjich verändert hat und mogTicherweise weggeiaiien 
isL Die Berechtigung einer dahingehenden Annahme der Änderung 
oder des Wegfalls der Geschaftsgiundlage hat der deutsche Cesec/- 
gebe^ jn § 82 des Bundesvertriebenengesetzes anerkannt (Gesetz 
ubc> d e Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge [Bundes- 
vo cbenengese z - BVFC ] vom 19 Mai 1953 - BGBl I, 201 - n 
aei ^asoung vom 5 September 1971 - BGBJ I, l565) Wa^e He^og 
Botoon II deutscher Staatsangehörige-" gewesen und aus Sagan ver- 
t eben worden, so konnte er gemäß § 82 BVFG für solche Ve^oina- 
lichkciten nicht m  Anspruch genommen werden, die vor der Vertrei­
bung begründet worden sind Es mußte dann ein Vertragshj. i feverf an/en 
^tdtti lnöen (.§§ 8 ? ff BVFG) Es ist m  der Rechtsprechung des 
Bunnesa^bortsgei ichts anerkannt, daß Versorgungsanso^ucne, oê  
denen -w i e  tm "all des Herrn v B der Versorgungsfa] l
\tr ae Ve^t e bung eingetreten war, zu aen Ve-» bmdlicnvejten ge-
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hören* deretwegen ein Vertriebener nicht iri Anspruch genommen 
werden darf (BAG AP Nr 1 zu § 82 BundesvertriebenenG* [zu III 
der Grundel* vgl auch BAG AP Nr 4 zu § 82 BundesvertriebenenG 
und BGH AP Nr 1 zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu III der Grunde]) 
Diese Regelung laßt sich nur damit erklären* daß der Gesetz­
geber für solche Vertreibungsfalle generell von einem Wegfall 
der Geschaftsgrundlage durch den Kriegsausgang und seine Folgen 
ausgeht [vgl Straßmann-Nitsche* Bundesvertriebenengesetz* 2 
Aufl * 1958* § 82 Arm 1 und den dort erwähnten schrxftJicnen 
Be icht des Ausschusses für Heimatvertriebene des Deutschen 
Bundestages vom 11 Februar 1955 "Bei Vertriebenen ist m i 
der Vortreibung regelmäßig die Lebensgrundlage m  so weitgehen­
dem Maße ueggefallen* daß man bei ihnen mit einem Neubeginn m  
bezug auf sämtliche Lebensgewohnheiten rechnen kann," ähnlich 
Leitreiter* Bundesvertriebenengesetz* 2 Aufl * 1955* § 82 Anm 
vor a)

5 Da Herzog Boson 11 kein deutscher Staatsangehöriger war 
und auch der Beklagte kein solcher ist* können beide nach § 1 
Abs t des BVFG deshalb nicht als Vertriebene im Sinne des BVPG 
gelten* weil dazu nach dem Gesetz die deutsche Staats- oder 
deutsche Volkszugehörigkeit Voraussetzung ist Das erklärt sich 
aaiaus* daß die Vertreibungen Nichtdeutscher seltener statt 
lauten una der deulsehe Gesetzgeber deshalb keinen Anlaß san* 
für n  otzdem geschehene Vertieibungen eine Regelung zu treffen 
Wenn aem veitriebenen Ausländer durch vertreibende oder konfis- 
kat oiische Maßnahmen Schaden entstanden* konnte der deutsene 
Staat mir einem gewissen Recht davon ausgehen* der Schutz des 
Aus anbei = gegenüber dem vertreibenden und enteignenden Staat 
sei faac^e des Heimatstaates des betroffenen Ausianders Daß 
cnese Überlegungen angebracht sind* ergibt s-'ch für den vor­
liegenden Fall daraus* daß Frankreich mit Polen einen Vertrag 
ube die Regulierung der Schaden geschlossen hat die Polen 
1ianzosibchen Staatsangehörigen durch konfiskatoriscne Maß­
nahmen zugefugt hat

4 Dennoch muß auch im Verhältnis zwischen der Klägerin und 
dem Beklagten der Sache nach ahnucn verfahren werden* wie wenn
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dei Arbeitgeber1 des Ehemannes der1 Klägerin e_n Deutscher gewesen 
waie Es kann zwischen ihnen nicht unberücksichtigt bleioen, daß 
durch d1? Knegs und Nachknegseieignisse dem Herzog Boson n  
und damjt dem Beklagten das Thronlehn Sagan entzogen worden ist 
Es ist ganz allgemein anerkannt., daß insbesondere bei der oben 
zu A II bereits erorteiten "Spaltung“ einer Forderung infolge 
ausländischer1 Konfiskationsmaßnahmen innerhalb des konfiskations­
freien Bereichs zugunsten des Schuldners zu bewerten Ist., wenn 
auch er von Konfiskationsmaßnahmen betroffen wurde, wie das hier 
bei Herzog Boson II und damit dem Beklagten hinsichtlich des 
lhronlehns Sagan der Fall ist (vgl BGH NJW 1952, 420, Kegei in 
Soergel-8 jcbeit, Vorbem 541, 575 - 578, 581 vor Art 7 ECBGB, 
Kegoij Probleme des internationalen Fntcjgnungs- und Wahrungs- 
lochts m  Heft 40 dei Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft für 
Poischung des Landes Nordrhein-Westfalen, Geisteswlssenscnafuen, 
195ü, S 24 f Paiandt-Lauterbach, aaO, Vorbem i4 g vor* Aro 7 
EGBGB) Ob mar das aus dem Institut des Wegfalls der- Gescnaf cs- 
giundiage (so Kegel,aaO) oder- aus Erwägungen de^ Billigken, an- 
mn n t  (so Paiandt-Lauterbach, aaO), ist eine rechts the ore tj.scne 
und fui den voiliegenden Rechtsstreit nicht. interessierende 
Eiage Das Institut des Wegfalls der Geschaftsgrundlage oestj.rnrnc 
s_ch seinen Voraussetzungen und Folgen nach Erwägungen der 
Zumutbarkeit und damit der Billigkeit, so daß eine Grenzziehung 
zwischen den beiden Ansichten ohnehin sehr schwei ist und sice 
nicht auswukt, wenn es um d^e praktische Anwendung gent (vgj 
Siedelt n SoeigeL-Siebert, BGB, 9 Aufl , § 242 Rdz 2^0/

5 Wagt man die Bedeutung der durch K^ieg und Nachkriegs- 
zeihaltnissc für die den Beteiligten entstandenen Schaber una 
Beschwerungen gegeneinander ab, so kann dei Beklagte S-Lcnei 
v_ei encschc idende Grunde dafür anfuhren, daß man ihn nacn de^ 
Lnteignung Sagans nicht unverändert an dem früher erteilen 
Veisorgungsvorspiechen festhalt

(il E1 kann geltend machen, daß das Versorgungsve sprecnen vom 
llnoniehn w n  tschaftlich und finanziell getragen werden sollte 
und es jetzt an diesen tragfahigen Grundlagen fehlt, naenderr 
sagan enteignet worden ist Soweit er fur Sagan eine Entscead gung
» 1 Q
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bekommen hat, kann für die hier vorzunehmende BiLligkeitsabwa- 
gung nur von einer Entschädigung von ^und 4,5 neuen fran7osi- 
schen Planken ausgegangen werden, da etwas anderes nicht fest- 
gestellt ist (§ 5Ö1 ZPO), demgegenüber muß das Thromehn Sagan 
mit ca 25 Millionen DM bewertet und als Verlust des Beklagten 
angesetzt werden

(2) Der Beklagte kann im Rahmen der gebotenen Billigkeats- und 
Zumutbarke:i tsabwagungen weiter geltend machen, daß Herzog Boson 
II auf Grund des Vertrages vom 5 November 19^6 die Versor- 
gungsanspruche seiner Arbeitnehmer m  einer Weise sichorgeste]lt 
hatte, daß bei normalen Verhältnissen er und seine Nachfolger 
nich1- damit zu rechnen brauchten, sie mußten für die Erfüllung 
des Versorgungsanspruchs mehr hingeben als den Wert desjenigen, 
was sie dem Beamtenverein bereits zur Sicherheit gegeben hatten

(5) Der Beklagte kann werter mit einem gewissen Recht geltend 
machen, daß die Forderung der Klägerin aus knegbbedmgten Grün­
den NOv leidet und er als franzosjscher Staatsangehöriger nicht 
dazu berufen ist, diese Rechtsnot zu beheben

(̂  ) Ft) kann sich schließlich darauf berufen, daß die nachtrag 
liehe Entwirrung der komplizierten Rechtslage ihn nicht nach­
träglich für die Vergangenheit mit Versorgungsanspruehen be 
lasten daif, mit denen er bisher nicht zu rechnen brauchte

o Dem stehen d^ei Grunde gegenüber, die zugunsten der Klä­
gerin im Rahmen der gebotenen Billigkeitsabwagung Beachtung 
vei dienen

(I) Der Ehemann der Klägerin hat ein Menschenleoen lang den 
Rechtsvorgangern des Beklagten an verantwortlicher Steile nicht 
nu gedient, sondern ihnen die Treue gehalten und duren seine 
Albeit zu ihrem Lebensstandard taeigetragen, er konnte erwarten, 
daß seine Witwe entsprechend der Zusage seinem Stand angemessen 
veiso'gt weide Das Lehn Sagan gehört seit mehr als 100 Jahren 
als 0 3cußisches Thronlehn der französischen Familie Talleyrand 
Peilgo^d, so daß im Verhältnis zwischen den franzosisenen Ar­
beitgebern. und den deutschen Arbe_tnehmern des rhronlenns die 
vo schiedenen Staatsangehörigkeiten der Arbeitsvertragsparueien
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und der am Versorgungswerk Beteiligten keine allzu große Rolle ge- 
spielt haben können

(2) Oie Klägerin ist z 2/t arm, sie bezieht von ihrem Ehemann her eine 
Mi]itarpension, die ausweislich des m  ersten Instanz im Jahre 1966 
vorgelegten Zeugnisses zur Erlangung des Armenrechts J>24,—  DM mo­
natlich ausmachte, sie beansprucht im vorliegenden Prozeß nur noch 
weitere 804,-- DM monatlich Dieser Betrag entspricht der auf dem 
Stand von 19*15 festgenaltenen Pension der Witwe eines preußischen 
Regierungspräsidenten, das ist, auch wenn man die Mil itarpension 
der Klägerin hinzurechnet, bei weitem nicht das, was heute die 
Wit ;o eines Regierungspra&j-denten bezieht, sondern liegt insgesamt 
noch unterhalb dessen, was heute, im Jahre 1.972, durchsennittJ ich 
ein Arbeiter verdient, un Januar 1972 belief sich der Bmtoo- 
monatsverdicnst eines männlichen Arbeiters m  der Bundesreouolik 
im Duichsehmt0 auf i 4o8,-~ DM, wie den vom Bundesminister für 
Arbeit und Soz1alOrdnung henausgegebenen "Sozialpolitiscnen In­
fo-* mat_onen'f lom 7 Juli 1972 (S, 79) zu entnehmen _st

(^) Der Beklagte seinerseits ist - nach dem Aktemnhalt unmdee- 
sprochen - emei der reichsten Manner Frankreichs Nacn dem 01s- 
hongen Aktemnhalt muß er aus dem Bei eich des ehemaligen Lenns 
Sagan rar noch mit Versorgungsanspruchen von rund 15 weiteren 
Peisonen rechnen, die sich in der Bundesrepublik befinden Dxc 
111 Sagan verb] iebenen Versorgungsberechtigten erheben gegen inn 
keine Ansprucne, ihre Versorgung regelt der polnische Staat Äußer­
eren l^t in der Bundesrepublik ein Restposten des Vermögens vor- 
handen, das seinerzeit Herzog Boson 11 zur Sicherung der Versor- 
gungsanspruche dem Beamtenverem übertragen bzw verpfändet nakee 
Dieses Vermögen ist seit dem ±4 Oktober 3964 von der Bundes- 
schuldenvecualtung rechtskräftig dem Beklagten und dem Beam en­
velope gutgeschi jeben, und ihnen ist arheimgegeber, sich uoe<° die 
Veiwcnaung dei Abiesungswerte zu einigen Dieser Vermogensv/er 
war» zweckgebunden und für die Erfüllung der \on Herzog Boson II 
Gingegangener Versorgungsverpflrchtungen bestimmt, falls dAc Ic - 
sei gungsanspruche von Feezog Boson II und seinen Naoh^o i gc cn ment 
oe son ich erfur it wurden, die Preisgabe dieser Werte für die Fk» 
lulling von VOisoigungspflichten ist daher dem Beklagten in jedem 
Fall zu/umuten
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7 Das Gewicht de'1 einzelnen Grunde, die für und gegen eine 
Be]astung des Beklagten mjt den Ve^sorgungsanspiuchen sprechen, 
ist nur- mit groben Maßstaben zu erfassen Der Senat kann das 
Dur und Wider nur- m  entsprechender Anwendung von § 287 ZPO 
daraufhin abv/agen, was im vorliegenden Fall billig und ange­
messen ist Der Senat kann weiter dabei in entsprechender An­
wendung von §§ 83 ff BVFG eine Art l/ertragshjlfe und damit 
eine entsprechende Gestaltung der Rechtsbeziehungen der Par­
teien vornehmen Alle anderen Maßstabe und Überlegungen ver­
sagen gegenüber den Katastrophenfolgen des Krieges und gegen­
über dei Aufgabe, aus der Konkursmasse des Krieges im vorlie­
genden Fall das Ubiiggebliebene gerecht zu verteilen

8 Unter Anlegung dieser Maßstabe laßt sich der Senat be_ 
seiner Entscheidung von folgenden Erwägungen leiten
fa1! E^ne erdiente Versorgung hat für die am Jahre 1891 geoorene 
und n cht angemessen anderweitig versorgte Klägerin, die sich 
koiio e-genen neuen Werte mehr schaffen kann, ein sehr bedeu­
te nej Gewicht

(,b) Dem Beklagten drohen, soweit sich das schätzungsweise be- 
uiteilen laßt wegen der verhältnismäßig wenigen Personen, die 
noth Versorgungsanspeuche erheben konnten, angesichts seines 
großen Vermögens und wegen des noch vorhandenen Restes des 
’’onsions’onds fceire unangemessenen Belastungen Im deutsenen 
Rerh^ haben alle Buiger, mittelbar oder unmittelbar, zum kriegs_ 
bedingten Lastenausgleich beitragen müssen Die Familie 
Ta„levrand-Perigord war mit ihrem Thronlehn Sagan deiart m  
aas deutsche Arbeitsieben emgefugt daß sie sicn nacn dem 
Kriege wenigstens an der Versorgung ihrer ehemaligen Aroeic~ 
nehmei n zumutbarem Umfange beteiligen mußte, diese Pfiicm 
li fit aen Beklagten als Erben ebenfalls

fc) Zugunsten des Beklagten sind vornehmlich die großen Ver­
russe zu berücksichtigen, die er in Sagan erlitcen nat

Zusätzlich ist anzusetzen, daß die Rechtslage senv/er zu 
entwi ien war Der vorliegende Rechtsstreit nat im August 1965 
begonnen Der Senat hat lange forschen und grübeln müssen, ehe 
et aas ei faßte, was für die Entscheidung erheblich ersemen

??
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


22

Der Senat hat. geschwankt, ob er ubeihaupt zugunsten der Klägerin 
entsche der könne, und hat das noch Mitte 1971 auch den Parteien 
gegenüber zum Ausdruck gebracht Es ware daher unangemessen und 
unbillig wollte man den Beklagten mit Zahlungen für die ^ert De- 
lasuen, die vor der Rechtshängigkeit diesem Klage liegt

Die vorliegende Klage ist am "51 August 1965 erhoben In dem 
vorangegangenen Verfahren Voigt / Morel - 2 Ca 2937/6^ Arbeits- 
geucht Düsseldorf ~ xn dem es ebenfalls um Versorgungsansprucne 
eines Aibeitnehmers des Thionlehns ging, haben sich die Prozeß- 
partoien verglichen Demnach hatte dei Beklagte erst ab Rechts­
hängigkeit der voi liegenden Klage Anlaß, sich darauf emmricnlen, 
daß er Versorgung an ehemalige Arbeitnehmer des Thionlehns oder 
deien Hmfceibl1 ebene zahlen müsse Vor dem 1 September 1965 
bj. auchte dei Beklagte nicht damit zu rechnen, daß er zahlen müsse 
Insoweit greift im Rahmen der gebotenen Billigkeits- und Zumutoar- 
keitsabwagung zugunsten des Beklagten die allgemeine Maxime des 
Uncerhaltsreohls durch, daß für die Vergangenheit, die geleot wor­
den ist Versorgung nur bei Rechtshängigkeit oder bei Verzug des 
Schuldners ve langt werden kann (§ 1&13 Abs 1 BGB) Diese Maxime 
ist im Ranmen der hier voi zunehmenden Billigkeits- una Zumu^oai- 
Leitsabwagung auch für das Versorgungsrecht anzuwenden Eine Recnts 
hmgigkeit des Anspruchs der Klägerin lag vor dem i Septemoer 1965 
nicht vor, die Annahme eines Verzuges ist deshalb nicht moglicn, 
weij. Ve zug Verschulden voraussetst {§ 285 BGB), ein solches Ver­
schulden kann aber nicht entsprechend § 285 BGB gegen den Beklagten 
voiimtot werden, § 285 BtB g u t  für Normalfalle, nacht für einen 
rail der vorliegenden streitigen Art _n dem ein entschuld oai c 
Recht aij.+'un aes Bel lagten naheliegt ma se_n Verschulden aus­
schließen konn e

9 Demnach kann die Kläge1 in dze von ±nr verlangte Versorgung 
vom Beklagten erst ab l September 1965 verlangen Soweit das 
Lanaesaibeitogericht ihr die Versorgung schon für die Zeac ao 
] Maiz 1965 zuerkannt hat, war unter teilweise] Aufhenung des 
angefochtenen Urteils und teiiwciser Abänderung des erstms^o/- 
] 1 chen Ui ten s  a e Klage abzuweisen

Soweit die Vounstanzen die Hohe der Pension der Klägerin 
nu t 8ü4,—  DM pro Monat beiechnet haben, erscheint wegen der danit
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vorgenommenen Fixierung der Bezüge der Klägerin auf den Stand 
von 19^5 die Pension der Klägerin bereits derart gekürzt, daß 
eine wejtere Kürzung dein Senat unbillig erscheint

10 Es ergibt sich somit insgesamt, daß die Klageforderung für 
die Zeit vom 1 Januar 1963 bis zum j50 August 1965 in Hohe von 
25 f28,—  DM unbegründet und insoweit die Klage abzuwe^sen ist: 
Pur die Zeit vom 1 September 1965 bis yi Dezember 1966 (= 16 
Monate} ergibt sich zugunsten der Klägerin der Betrag von 16 x 
8o4,—  DM = 12 864,—  DM mit mittlerem Zinstermin vom 1 April 
1966 Für die Zeit ab 1 Januar 19^7 verbleibt es bei der bis­
herigen Verurteilung des Beklagten 2ur monatlichen Zahlung von 
8o4,—  DM bis zum 5 eines Monats

11 Es entspricht dem ersichtlichen Willen beider Parteien, 
daß im Falle der Verurteilung des Beklagten die Klägerin auf 
die von der Bundesschuldenverwaltung zugeteilten Ablosungswerte 
zugieifen kann Die Klägerin hat sich damit einverstanden er
1lait, daß, soweit die Vermögenswerte für die Befriedigung 
ihrei Forderung nicht dazu ausreichen, um neben dem Witwengeld 
aer Klägerin solche Vcrsorgungsanspruche zu erfüllen, due an 
aeion Veremsmitglieder* zustehen, die Vermögenswerte nur, vne 
m  einem Konkurs, zu einer quotalen Befriedigung der Klägerin 
und der übrigen \fersorgungsempfanger verwendet werden dürfen 
Oam_T: die Bank, die diese Vermögenswerte verwaltet, keine for 
malen Schwierigkeiten zu haben braucht und damiu die Klägerin 
ei leichtert im Bereich der Bundesrepublik gegen den Beklagten 
\ollstrccken Kann, hat der Senat die ausdrückliche Verurteilung 
des Beklagten zur Freigabe der Ablosungswerte der Bundesschul- 
denve^walvung nach näherer Maßgaoe der Nr III 2 des Urteils- 
tenors fu" erlorde^l^ch gehalten

ges Dr Stump! Dr Hilger D^ Gronmger

Dr Dr Schlick Lichtenstein
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